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Wilhelm Korff 
Wachstumsminderung — 
Auftrag zu solidarischem Handeln 
»Heute verlangt jeder Mensch täglich nicht nur sein Brot, das in 
seiner Einfachheit die Nahrung des Steinzeitmenschen symboli-
siert, sondern auch seine Ration Eisen, Kupfer und Baumwolle, 
seine Ration Elektrizität, Erdöl und Radium, seine Ration Ent-
deckungen, Film und internationale Nachrichten. Ein einfaches 
Feld — und sei es noch so groß — genügt nicht mehr; der ganzen 
Erde bedarf es, um unsereinen zu ernähren.« 1 Solcher Anspruch, 
wie ihn Teilhard de Chardin hier als selbstverständlichen Maßstab 
für eine volle Existenzentfaltung des heutigen Menschen geltend 
macht, wirft zunehmend Fragen auf. Fragen nach seiner Legitima-
t ion, Fragen nach der Möglichkeit seiner Einlösung, Fragen nach 
den zu respektierenden Bedingungen. Fast alles, was gegenwärtig 
als noch zu bewältigendes Problem erfahren wird, nimmt von die-
sem Anspruch seinen Ausgang. Je mehr wir uns mit der Vorstel-
lung identifizieren, daß es erstrebenswert und gut sei, eine Welt zu 
wollen, die sich uns in all ihren Möglichkeiten erschließt, um so 
nachdrücklicher sehen wir uns in neue, vorher ungeahnte Verant-
wortungen genommen. Neuzeitlicher Fortschrittsglaube wird da-
mit einem entscheidenden Reifungsprozeß unterworfen. 
1. Fortschritt und Wachstum im Anspruch neuer 
Endlichkeitserfahrungen 
Als handlungsleitender Begriff ist Fortschritt eine spezifisch neu-
zeitliche Kategorie. Der Mensch weiß sich keineswegs immer 
schon als jenes selbstmächtige, weltausgreifende, auf Zukunft hin 
angelegte Fortschrittswesen, das den Stand seiner jeweil igen Er-
kenntnisse und Ordnungsgestaltungen provisorisch hält. Mensch-
liche Gesellschaften existieren, wie uns Ethnologie und Kultur-
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geschichte zeigen, durchaus nicht vorrangig zu dem Zweck, ihre 
Einrichtungen und ihr Wissen zu mehren. Kulturen können sich mit 
erstaunlicher Beharrlichkeit über Jahrhunderte und Jahrtausende 
hin in einer ewigen Wiederkehr desgleichen repetieren. Sie ragen 
selbst noch in ihren steinzeitl ichen Formen bis in unsere Gegen-
wart hinein, so daß mit dem plötzlichen Einbruch der westl ichen, 
technisch-wissenschaftl ichen Zivil isation ihre Mitglieder Jahrtau-
sende von Entwicklungen überspringen müssen, um die gleichen 
Ansprüche jetzt auch für sich geltend zu machen. 
Mit der Neuzeit zeichnet sich die entscheidende Transformation 
ab. Der Mensch beginnt sich als jenes Wesen zu entdecken, das im 
ständigen Ausgreifen nach dem Noch-nicht des ihm in Wahrheit 
Möglichen die Vernunft seines Heute findet. Erstmals gehört die 
Dimension Zukunft zum Fließgleichgewicht, zur Glücksbilanz einer 
Gesellschaft. Unter dem Aspekt dessen, was Gesellschaften zu ih-
rem geglückten Funktionieren brauchen, scheint diese »Fauna des 
experimentierenden Menschen«, um mit Ortega y Gasset zu reden, 
in der Tat »eines der unwahrscheinl ichsten Erzeugnisse der Ge-
schichte«. 2 Wir haben ein Kultursystem vor uns, das für sein funk-
tionales Gleichgewicht ausdrücklich die Dimension Zukunft benö-
tigt und einbezieht. Es evoziert ständigen Überstieg. Gerade auch 
das Postulat wirtschaft l ichen Wachstums ist letztlich nur im Kon-
text eben dieses sich auf Zukunft hin auslegenden Kultursystems 
zu verstehen, auf dem Hintergrund eines Lebensgefühls, das sich 
auftuende Grenzen nicht als Begrenzung, sondern als Herausfor-
derung zu ihrer Überwindung erfährt. Der Glaube an die unbeend-
baren Möglichkieten wirtschaft l ichen Wachstums erweist sich so 
als konstitutives Moment dieses Fortschrittsglaubens selbst. 
Eben darin aber meldet sich jetzt zunehmend eine fundamentale 
Realität zu Wort: Das Potential, innerhalb dessen Fortschritt ge-
schieht, ist endlich. Wo immer man ihn von einzelnen isolierten 
Zielgrößen herzu bestimmen sucht, wirkt er in seinen Konsequen-
zen zerstörerisch und hebt sich so selbst auf. Fehlwege und Fehl-
verständnisse von Fortschritt haben ihren Preis. In seinem Gefol-
ge: Bevölkerungsexplosion, Auf lösung der vielfältig gewachsenen 
ethnischen und sozialen Strukturen, Umweltzerstörung, Erschöp-
fung der Ressourcen. 
Solch neue Erfahrungen von Endlichkeit, die erstmals das Zuord-
nungsverhältnis Mensch—Erde als Ganzes betreffen, zwingen zu 
grundlegender Korrektur. Sie rufen nach einer Handlungsvernunft, 
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die Fortschritt und Wachstum nicht länger losgelöst von jenem 
Realgrund begreift, der sie überhaupt erst ermöglicht. Der Mensch 
muß nochmals über sich hinauswachsen und endgültig in die Ver-
antwortung für das Ganze der ihn tragenden Wirklichkeit eintreten. 
Dies bedeutet nun aber keineswegs Zurücknahme der unsere Ge-
genwart bestimmenden lernoffenen, krit ischen, zukunftsoffenen 
Rationalität, sondern gerade deren Ausweitung. Erst so bleibt, um 
hier nochmals Teilhard de Chardin zu zitieren, »Solidarität und Ver-
antwortung für ein in Entwicklung befindliches Universum« 3 je und 
je real einlösbar. 
Mit dieser Option für Rationalität ist bereits eine erste deutliche 
Abgrenzung getroffen. Die hier postulierte Korrektur am Fort-
schritts- und Wachstumsgedanken hat nichts mit der emphatisch 
vorgetragenen Forderung jener zu tun, die jede gegebene Grenz-
erfahrung, jedes Risiko und jede Zumutung im Fortschrittsgesche-
hen zum Anlaß einer pauschalen Zivil isationskritik nehmen und 
Nullwachstum als Ausweg aus der Krise und als Voraussetzung 
für eine künftige alternative Lebensform propagieren. Solche Über-
reaktion kann in der Tat nur als Ausdruck rational unbewältigter 
Ängste verstanden werden, die überall dort aufkeimen, wo der 
Grund, auf dem man steht, seine Verläßlichkeit zu verlieren 
scheint: Unstrukturierte Situationen erzeugen Angst. Fortschritts-
glaube ist nicht mehr länger das Optimismus verbreitende, haltge-
bende, strukturstiftende Movens einer auf Zukunft hin erschlosse-
nen Gesellschaft. Der Fortschrittsgedanke hat seine Eindeutigkeit 
verloren. Fortschritt stellt keine sich selbst definierende Größe 
mehr dar. Dieser Zusammenhang von Angst und erschüttertem 
Fortschrittsglauben wird im übrigen auch durch die Beobachtung 
belegt, daß die heute so offen zur Schau getragenen Zukunftsäng-
ste weniger in den unterentwickelten Ländern als vielmehr in den 
industriellen Wohlstandsgesellschaften des Westens und dort 
wiederum mehr in den saturierten Oberschichten als in den unte-
ren anzutreffen sind. Im Gegenzug macht sich gerade hier ein ge-
wisser Neorousseauismus breit. Möglichst naturnahe Handlungs-
maßstäbe werden nunmehr als Universalheilmittel angeboten. 
Dies gilt im Hinblick auf die hier etwa geforderten Formen mögli-
cher Energieversorgung aus »natürlichen«, sich selbst regenerie-
renden Quellen ebenso wie für »natürliche« Ernährungsmethoden, 
für »natürliche« Heilverfahren oder »natürliche« Formen der Emp-
fängnisregelung. Man wird solch naturnahen Handlungsmustern 
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angesichts einer hochartifiziell gewordenen Welt mit der ihr inne-
wohnenden Eigendynamik die ihnen eigene moralische Appellqua-
lität gewiß nicht absprechen können. Indem der Mensch darin die 
auf Verselbständigung drängenden Produkte seiner Vernunft dem 
Zweifel aussetzt und ihnen blinde Gefolgschaft verweigert, kommt 
ihnen sogar eine nicht gering zu schätzende Korrektivfunktion zu. 
Andererseits lassen sich selbst solch naturnahe Handlungsmaß-
stäbe nicht ohne Anstrengung der Vernunft vermitteln und aufstel-
len und erst recht nicht ohne methodische, und d. h. wiederum 
durchaus artifizielle Ausgestaltungen handhaben. Sie repräsentie-
ren nicht Natur als solche. Zudem bleibt die Frage, ob Natur darin 
nicht im ganzen zu restriktiv ausgelegt wird, wenn nur diese natur-
nahen Handlungsmuster dem ihr innewohnenden, auf Auslegung 
und Entfaltung durch Vernunft angelegten Sinn gemäß sein sollen. 
Die Frage verschärft sich, wenn man dazu übergeht, sie als einzige 
authentische Lösungsformen ethisch absolut zu setzen. Eben da-
mit nämlich verlören sie bereits wieder jede Plausibilität. Die 
Menschheit sähe sich mit ihnen in ihren Lebens- und Entfaltungs-
chancen an Bedingungen gebunden, die weit unter dem Maß des 
vernünftig Möglichen, Notwendigen und Verantwortbaren liegen. 
Die Naturnähe von Handlungsregelungen ist offenkundig nicht 
auch schon zugleich Garant ihrer Universalisierbarkeit. 
Von hier aus wird man dann aber zugleich auch die Auffassung zu-
rückweisen müssen, daß das Interesse des gegenwärtigen Men-
schen an rationaler Durchdringung der Wirklichkeit längst zu 
mächtig geworden sei, daß es also endlich in seine Grenzen gewie-
sen werden müsse. Es erscheint mir mehr als fragwürdig zu mei-
nen, wir krankten an einem Zuviel an Vernunft angesichts einer 
Entwicklung, mit der künftige Generationen vom vermeintl ichen 
Fortschritt nur noch die Wunden zu erben drohen, die er dem Men-
schen und der Welt geschlagen habe. Jene Verfallstheoretiker und 
Kulturpessimisten vom Schlage Ivan Iiiichs haben eben am Ende 
nicht recht mit der Meinung, daß das Interesse des gegenwärtigen 
Menschen an rationaler Durchdringung der Wirklichkeit längst zu 
mächtig geworden sei, daß es also endlich in seine Grenzen gewie-
sen werden müsse: Weg von der technisch-wissenschaft l ichen 
Kultur, zurück zum einfachen Leben! — Ein gefährlicher Trug-
schluß. Der Mensch darf und kann sich nicht mehr aus den Verant-
wortungen entlassen, die sich ihm im Gang neuzeitlicher Vernunft-
und Freiheitsgeschichte eröffnet und auferlegt haben. Für fünf Mil-
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Harden Menschen gibt es keine ökologischen Nischen. Ich wage 
demgegenüber die These, daß wir in Wahrheit nicht an einem Zu-
viel an Rationalität kranken, sondern an einem Zuwenig. Eindimen-
sionale Technologien jeglicher Art wirken sich am Ende als 
destruierende Faktoren aus. Das ökologische Gleichgewicht 
Mensch—Erde , wie es sich unter der Voraussetzung einer vorneu-
zeitl ichen Vernunft durchgängig fast von selbst herstellte, muß 
heute bewußt und umfassend als Bedingung künftigen Lebens, ja 
Überlebens, in lern- und korrekturoffener Rationalität nach und 
nach heraufgeführt und gesichert werden. Es gibt faktisch keinen 
Bereich mehr, den der Mensch aus seiner Verantwortung entlas-
sen und sich selbst überlassen kann. Jeder Zuwachs an Erkennt-
nis der uns umgreifenden Wirklichkeit, jedes neuentwickelte Ver-
fahren, jede technische Erfindung, jeder medizinische Fortschritt 
schafft zugleich neue ökologische, ökonomische, soziale, physio-
logische und psychologische Tatbestände, Bedürfnisse, Proble-
me, die ihrerseits wiederum neue sachgerechte Lösungen fordern. 
In al ldem geht es dann freilich um eine Rationalität, die das Ganze 
des Lebens und der menschlichen Lebenswelt im Blick hat und die 
eben damit auch die Herrschaft des Menschen über die Natur zu-
gleich als Auftrag zu ihrer Erhaltung und Fortführung versteht. 
Auf die Wachstumsproblematik angewandt aber bedeutet dies: 
nicht Verurteilung oder Lobpreisung von Wachstum als solchem, 
sondern Substantiierung dessen, was im Verständnis von Wachs-
tum unter den heutigen Bedingungen alles miteingebracht und 
mitberücksichtigt werden muß. Darin aber sind dann nicht mehr 
nur ökonomische Aspekte angesprochen, etwa das Ausbalancie-
ren wirtschaft l icher Zielkonflikte, sondern es ist im selben Maße 
die Frage nach der Wandlungsfähigkeit unseres Wertbewußtseins, 
unserer Präferenzsetzungen und Vorzugsordnungen, und ihnen fol-
gend die Frage nach der Wandlungsfähigkeit sozialer Organisation 
und polit ischer Durchsetzungsmöglichkeit aufgeworfen. »Nach 
dem heutigen Diskussionsstand«, so betont mein Münchener Kol-
lege Walter Ludwig Bühl hier mit Recht, »kann es nicht mehr nur 
um ein Problem der (fingierten) plötzlichen Grenzerreichung und 
des bloßen Einfrierens des Wandels gehen, sondern es geht (wie 
schon immer) um ein Problem des Strukturwandels.« 4 Es spricht 
nichts dafür, daß dieser notwendige Strukturwandel über einen 
ökonomischen Wachstumsstop erreicht werden könnte. Im Gegen-
tei l : Wachstumsstop als solcher löst nicht die Umweltkrise, son-
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dem bedeutet nur Einfrieren der Umweltbelastungen auf dem er-
reichten Niveau. Wachstumsstop als solcher garantiert keinen ver-
nünftigeren Umgang mit den Ressourcen, er erschwert vielmehr 
technologische Innovationen, mit deren Hilfe neue Ressourcen er-
schlossen werden könnten. Wachstumsstop als solcher verschärft 
die Verteilungsproblematik in den entwickelten Ländern und stürzt 
die Entwicklungsländer in die Ausweglosigkeit noch tieferer Unter-
entwicklung. Wachstumsstop ist sonach kein generell verantwort-
bares sozialethisches Postulat. 
Demgegenüber bleibt der hier in der Tat zu postulierende Struktur-
wandel für ein künftiges sinnvolles Wachstum nur unter Bedingun-
gen denkbar, die als solche von der Dynamik zum Humanen be-
st immt sind und über die diese Dynamik real zum Tragen kommt. 
Erst damit ist die eigentlich sozialethische Fragestellung erreicht, 
der nachzugehen notwendig ist, wenn anders das hierzu erörtern-
de Problem der Wachstumsminderung überhaupt in einen grund-
legenden ethischen Kontext gestellt und angegangen werden soll. 
Zentrale Bedeutung kommt in diesem Zusammenhang, wie dies 
bereits das anfangs erwähnte Teilhard-Zitat erkennen ließ, dem So-
lidaritätsgedanken zu. Entsprechend lautet ja auch das mir gestell-
te Thema: Wachstumsminderung — Auftrag zu solidarischem 
Handeln. 
2. Solidarität als sozialphilosophisches Prinzip 
und als ethisches Kriterium 
Was heißt — und dies muß jetzt in einem nächsten Schritt geklärt 
werden — solidarisches Handeln. 
Solidarität, so wie dieser Begriff in der katholischen Soziallehre 
entwickelt und tradiert wurde, ist mehr als ein unverbindliches mo-
ralisches Appellwort, das für beliebige gemeinschaftsbezogene In-
teressen, bei denen es um kooperatives Zusammenstehen geht, 
gebraucht werden kann. Auf der anderen Seite darf Solidarität 
auch nicht als einfache, die Komplexität gesellschaftl icher Struk-
turen und politischer Entscheidungssituationen auflösende Hand-
lungsmaxime mißdeutet werden. Wir haben es vielmehr mit einem 
fundamentalen sozialphilosophischen Begriff zu tun, der den gan-
zen Spannungsbogen von menschlicher Personalität, und darin 
von Freiheit und Individualität und gleichzeitiger Sozialgebunden-
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hei tdes Menschen in sich begreift. Unter dieser Voraussetzung er-
scheint weder die menschliche Sozialität und Vergesellschaftung 
als etwas dem Personsein des Menschen ursprünglich Fremdes, 
ihm Abgedrungenes, noch erscheint das menschliche Personsein 
als bloße Funktion dieser seiner Sozialität und Vergesellschaf-
tung. Solidarität meint vielmehr, daß der Mensch als Person we-
senhaft sozialbezogen ist, daß aber zugleich alle Sozialität ebenso 
wesenhaft rückbezogen bleibt auf den Menschen als Person und 
darin allein ihren Sinn hat. »Principium, subjectum et finis omnium 
institutorum social ium est et esse debet humana persona«, »Wur-
zelgrund, Träger und Ziel aller gesellschaftl ichen Institutionen ist 
und muß sein die menschliche Person«5, so lautet die klassische 
Formel des II. Vaticanums in Gaudium et Spes. 
Solidarität hält so in sich genau jene Aporie aus, die eine liberali-
stische oder eine kollektivistische Konzeption nie auszutragen ver-
mag. Von daher erweist sich der Solidaritätsbegriff jetzt aber zu-
gleich auch als eine fundamentale sozialethische Kategorie, die ih-
rerseits mehr und anderes umfaßt als etwa die eher individual-
ethisch ausgerichteten Solidarbegriffe der Brüderlichkeit und Lie-
be. Denn wenn es wahr ist, daß der Mensch als Person Ursprung, 
Träger und Ziel aller sozialen Institutionen ist, dann erweist sich 
Gemeinschaft als Solidargemeinschaft erst und gerade darin, daß 
nicht nur die Gesinnungen und Einstellungen ihrer Mitglieder, son-
dern auch ihre Normen und Institutionen als solche Freiheit garan-
tieren und der Gerechtigkeit, dem Anspruch auf sozialen Aus-
gleich, verpflichtet bleiben. Solidarität impliziert sonach sozialphi-
losophisch die Spannungseinheit von Personalität und Sozialge-
bundenheit, sozialethisch die Spannungseinheit von Freiheitlich-
keit und sozialer Gerechtigkeit. Dies muß zugleich in den Ausle-
gungen der Normen und Institutionen menschlicher Solidarge-
meinschaft ihre Ausprägung finden. 
Eben dies hat dann aber im Prinzip in Zeiten des Wachstums eben-
so zu gelten wie in Zeiten wirtschaftl icher Stagnation. In der Tat 
wäre es völlig falsch anzunehmen, es würde in Zeiten der Prosperi-
tät genügen, allein auf das Prinzip Freiheit, also hier auf das freie 
Spiel der Marktkräfte zu setzen. Solidarität ist niemals nur Ergeb-
nis sich selbst regulierender Interessenkonflikte. Breitere Streuung 
des Produktivvermögens etwa oder die Aufarbeitung dessen, was 
sich mit dem Begriff der »neuen sozialen Frage« verbindet, stellen 
sich eben auch unter der Voraussetzung wirtschaft l ichen Wachs-
121 
turns nicht von selbst ein. Umgekehrt wäre es ebenso abwegig, in 
Zeiten wirtschaftl icher Depression alles von der lenkenden Macht 
des Staates zu erwarten und so Solidarität gleichsam als etwas zu 
verstehen, was sich verordnen läßt. Es hieße, das Wesen von Soli-
darität und menschlicher Solidargemeinschaft, wie sie von der 
katholischen Soziallehre verstanden wird, grundlegend verfäl-
schen, wenn das dem Wesen von Solidarität gleichzeitig inhärente 
Prinzip Freiheit eliminiert würde. Von daher erscheint es in der Tat 
gefährlich, angesichts einer sich zuschärfenden Mangelsituation 
auf alte Schlagworte zurückzugreifen und etwa einer Bedarfs-
dec/tt/ngswirtschaft gegen eine angeblich kapitalistische Be-
darfswec/curtgrswirtschaft das Wort zu reden. Denn wo immer soge-
nannte »natürliche« Bedürfnisse gegen sogenannte »künstliche« 
Bedürfnisse ausgespielt werden, wo immer also der Versuch ge-
macht wird, wahre Bedürfnisse des Menschen behördlich festzule-
gen, wird mit der Absage an die Freiheit und ihre ökonomischen 
Ausdrucksformen auch das Konzept einer solidarischen Gemein-
schaft preisgegeben. Gewiß erscheint unter der Voraussetzung ge-
gebener Wachstumsminderung eine Überprüfung der Besitzstände 
auf Gemeinwohleffizienz notwendig. Ebenso einsichtig ist es 
auch, daß eine optimale Verteilung des verminderten Sozialpro-
dukts nach Zumutbarkeit und Belastbarkeit eine Konsequenz des 
Solidaritätsgebotes ist. Bleibt es doch nicht aus, daß es überall 
dort, wo gravierend gegen die soziale Gerechtigkeit verstoßen 
wird, zur Ausbildung gegenläufiger und als solcher defizienter For-
men von Solidarität kommt, zur Klassensolidarität im Zeichen des 
Klassenkampfes, die zugleich anzeigt, daß die ursprüngliche Soli-
darität zerstört ist. Klassensolidarität ist eine Form verletzter, Ver-
sehrter Solidarität. Hier zeigt sich, daß der sozialistische Solidari-
tätsbegriff mit dem Solidaritasbegriff der katholischen Soziallehre 
keineswegs deckungsgleich ist. Entsprechend hat aber unter der 
Voraussetzung eines umfassenden Solidaritätsgedankens im Fal-
le von Wachstumsminderung auch zu gelten, daß in alldem das 
die Möglichkeit von Innovationen und kreativen Neuansätzen eröff-
nende Prinzip Freiheit gewahrt bleibt, daß also so verteilt wird, daß 
künftige Wachstumszuwächse wieder möglich werden. 
Wenn wir die bisherige Problematik zunächst nochmals zusam-
menfassen, so haben wir gesehen, daß die Wachstumsfrage im 
Kontext eines vertieften und krit isch geläuterten Verständnisses 
von Fortschritt betrachtet werden muß. Daß es darin ferner nicht 
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einfachhin um ein Abtasten und Abwägen makroökonomischer 
Zielkonflikte geht, sondern darüber hinaus, wie sich aus der Entfal-
tung des Solidaritätsgedankens ergab, sich die zentralen sozial-
ethischen Probleme von Freiheitlichkeit und sozialer Gerechtigkeit 
in der Wachstumsfrage mitstellen und daß darin zugleich das gan-
ze Feld des gesellschaftl ichen Wertbewußtseins, des Wandels der 
Präferenzsetzungen, der sozialen Organisation und der konkreten 
polit ischen Durchsetzbarkeit mitangesprochen ist. Zugleich ist 
deutl ich geworden, daß der hier vollzogene Rückgriff auf den Be-
griff der Solidarität als sozialphilosophisches Prinzip und als ethi-
sches Kriterium, gerade weil in ihm die Spannung von Personalität 
und Solidarität, von Freiheit und Gerechtigkeit zutage tritt, über-
haupt erst die ethisch relevanten Zusammenhänge in ihrer tatsäch-
lichen Komplexität erfaßt. Solidarität ist ein Prinzip, das Komplexi-
tät aufschlüsselt, aber keine simpel handhabbare Norm. 
Das wird noch deutlicher, wenn wir in einem nächsten Schritt wei-
tere Realitätsbezüge, die als Koeffizienten möglichen Wachstums 
und möglicher Wachstumsminderung mit in Rechnung gestellt 
werden müssen, in Blick nehmen. Der Anspruch der Solidarität 
kann nicht auf ihre Bedeutung als ethischer Prüfstein für her-
kömmliche binnengesellschaftl iche Verteilungs- und Wachstums-
fragen eingegrenzt werden. Der Horizont ihres Anspruchs ist viel-
mehr die Menschheit als Ganze und darüber hinaus die diese 
Menschheit tragende Schöpfungswirkl ichkeit als Ganze, und zwar 
beides in Gegenwart und Zukunft. Wir sehen uns in bisher nie ge-
kannter Weise in eine umfassende Verantwortung genommen. So-
lidarität verträgt heute und in Zukunft keine Einschränkung mehr, 
weder auf eine Gruppe oder Klasse noch auf die einzelner Wirt-
schaftsgesellschaften und ihrer überstaatlichen Zusammen-
schlüsse (EG, Comecon), sie bezieht sich vielmehr auf die gesamte 
Menschheit, und zwar auch in ihrem tatsächlichen Gefälle unter-
schiedlicher ökonomischer, sozialer und polit ischer Entwicklung 
und Entwicklungsmöglichkeit. Sie bezieht sich auf die Zukunft die-
ser Menschheit, und zwar nicht nur im Sinne des uns geläufigen 
Generationsvertrages, sondern zugleich als bewußt bejahte Soli-
darität im Hinblick auf künftige Generationen überhaupt. Und sie 
bezieht sich schließlich auf die uns umgreifende Natur, deren Teil 
wir sind und die als solche nicht in die Beliebigkeit des Menschen 
gestellt ist, sondern einen Überhang an Eigenbedeutung besitzt 
und uns so ihr gegenüber als Mitgeschöpfe erkennen läßt. Mitge-
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schöpfl ichkeit ist eine neu ins Bewußtsein getretene übergreifen-
de Form von Solidarität. 
3. Optimierung als handlungsleitende Kategorie 
Sehen wir uns aber damit nicht überfordert? Natürlich hängt alles 
mit allem zusammen, so daß sich unser Handeln auf eine univer-
sale Gerechtigkeit hin auslegen muß. Aber würde uns gerade das 
nicht entscheidungsunfähig machen, wenn wir dies uneinge-
schränkt und ungebrochen einzulösen versuchten. Der Mensch 
kann sich nicht an die Stelle Gottes versetzen. Wir sind nicht der 
gubernator universi. Zwar sind wir als Vernunftwesen auf Wahrheit 
hin angelegt und somit der Erkenntnis dessen, was ist und was 
sein soll, fähig. Dennoch unterliegt diese Vernunft als endliche ge-
schaffene Größe der Möglichkeit des Irrtums. Irrtumsfähigkeit und 
Planungsbegrenztheit und damit Entscheidungsunsicherheit und 
Entscheidungszumutung gehören zur Signatur menschl ichen Han-
delns. Damit aber kehrt in den Prozeß der konkreten Wahrheitsfin-
dung jenes Gesetz von Versuch und Irrtum wieder, das sich in an-
derer Weise auch schon im Vollzug der vernunftlosen Natur zeigt. 
Menschliche Vernunft vermag nicht in all ihrem Vorgehen alles zu 
überschauen, sondern begreift das optimal Mögliche am Ende viel-
fach erst aus dem, was sich ihr als Folge ihres jeweil igen Tätigwer-
dens im Nachhinein zu erkennen gibt. Dem vermag sie freil ich wie-
derum durch Sammeln von Erfahrung und methodische Auswei-
tung des Bewußtseins entgegenzusteuern, so daß viele überflüssi-
ge Fehler vermieden werden können. Daß aber gerade dies nicht 
durchgängig geschieht, liegt an noch etwas anderem, worin sich 
Vernunft ebenfalls von bloßer Natur unterscheidet: an ihrer Ver-
suchbarkeit, sich gegen bessere Einsicht den sie jeweils dominie-
rend bewegenden Interessen hörig zu machen. Fahrlässigkeit, Ver-
blendung, Zynismus oder was immer hieraus an unverantwortli-
chen, weil zerstörerischen Haltungen erwachsen kann, aber dul-
den keinen nachträglichen Freispruch. 
Dennoch bleibt ohne Zweifei die Tatsache bestehen, daß Vernunft, 
selbst wo sie von einem lernbereiten, korrekturoffenen Willen be-
st immt ist, in ihrem Ordnen und Gestalten im Umgang mit konkur-
rierenden Gütern nicht alles unversehrt lassen kann. Ein Rest von 
dysfunktionalen Folgen bleibt. Und zwar nicht nur deshalb, weil sie 
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Entscheidungssicherheit von den zu bedenkenden Konsequenzen 
ihres Eingreifens her nicht selten nur approximativ erreichen kann, 
sondern wesentl ich auch aus dem Grunde, weil es keine schlecht-
hin bruchlosen, konfliktfreien Lösungen gibt, soll es überhaupt zu 
neuen, das Humane voranbringenden höheren Sinngestaltungen 
kommen. Alles hat seinen Preis, nichts geht nahtlos auf. Es gibt 
keine konfliktfreie Moral. Dabei wird man bereits in Rechnung stel-
len müssen, daß schon die außermenschliche Natur keine Ord-
nung prästabilierter Harmonie ist, sondern die eines, wenn auch 
langsam so doch ständig sich verändernden, zu je höherer Kom-
plexität tendierenden Systems von Fließgleichgewichten, in des-
sen Fluß immer wieder die eine ihrer geschöpfl ichen Möglichkei-
ten zugunsten anderer, neuer, geopfert wird. Insofern ist also der 
Konflikt schon »von Natur«, nämlich um derSelbstüberbietung und 
Steigerung dieser Natur wil len mit eingeplant. Dies schärft sich 
nun nochmals in eigener Weise zu, wo der Mensch auf den Plan 
tritt und kraft seiner Vernunft Geschichte beginnt. Denn von nun 
an ist es die menschliche Vernunft, die in den Formen der mensch-
lichen Kultur je neue, je höhere Komplexitäten schafft und sich un-
ter dieser Voraussetzung mit der ihr darin zum dominium, zum 
Herrschaftsfeld gewordenen und sie dennoch zugleich tragenden 
Natur aus eigener und letztlich undelegierbarer Verantwortung ab-
st immen muß. Die hierzu meisternden Konfl iktsituationen gewin-
nen ihre Besonderheit dadurch, daß der Mensch als Wesen der 
Natur-Kultur-Verschränkung darauf verwiesen ist, sich in den For-
men der Kultur gleichsam eine zweite, durchaus artifizielle Welt zu 
errichten, die als solche erst über die ordnenden und gestaltenden 
Eingriffe seiner Vernunft in die Welt der Natur möglich wird und 
auf Grund der wesenhaften Entwurfs- und Lernoffenheit dieser 
Vernunft zugleich sehr viel größeren und schnelleren Wandlungen 
unterliegt als die ihr vorgegebene von sich aus wirkende Natur 
selbst. 
Entsprechend häufiger ergeben sich denn auch mögliche und un-
ter Umständen äußerst folgenreiche Dysfunktionalitäten. Zumu-
tung und Ermessen bleiben die ständigen Begleiter. Erreichbar ist 
durchweg nur das jeweils größtmögliche Maß an Konfl iktminimie-
rung. Das aber ist dort gegeben, wo es gelingt, relativ stabile Kom-
plexitäten zu schaffen, in denen die konfligierenden Faktoren opti-
mal aufeinander abgestimmt sind. Genau das aber ist wiederum 
nur erreichbar unter größtmöglichem Einsatz an Vernunft. 
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4. Solidarität — Verantwortung — Kompromiß 
Wenden wir dies jetzt wiederum auf die Problemebene wirtschaft l i-
chen Wachstums an. Da ist zunächst folgendes festzustellen: Zu-
nahme an Komplexität mit ihrem Überhang an Nebenwirkungen 
fördert ihrerseits bei den Entscheidungsträgern selbst die Tendenz 
zur Reduktion der als ethisch relevant anzusetzenden Größen. So 
beispielsweise, wenn man die anstehenden Probleme ausschließ-
lich auf die Effizienz des eigenen Betriebes hin oder binnengesell-
schaft l ich auf die eigene Volkswirtschaft bezogen angeht und je-
den darüber hinausgehenden Gesichtspunkt außer Betracht läßt. 
Die Pflicht zum solidarischen Handeln erlaubt das aber im letzten 
nicht. Ein vom Gedanken der Solidarität sensibilisiertes morali-
sches Bewußtsein kann hier nicht einfachhin von Fragen der Welt-
wirtschaft und den Rahmenbedingungen einer möglichen künfti-
gen Weltwirtschaftsordnung absehen. Solche Rahmenbedingun-
gen sind im Zusammenhang dieser Tagung nicht ausdrücklich dis-
kutiert worden. Und ich vermag dies, da mir hierfür die Kompetenz 
abgeht, auch nicht nachzutragen. Wohl aber möchte ich wenig-
stens einige wenige Linien daraufhin ausziehen, wie sie sich von 
dem hier entwickelten Prinzip der Solidarität aus ergeben. Zum ei-
nen wird man davon ausgehen müssen, daß sich eine Weltwirt-
schaftsordnung, die als solche den ökonomischen Bedürfnissen 
aller Menschen und Völker Rechnung tragen soll , nicht von selbst 
aus dem reinen Spiel der Marktkräfte ergibt. Die Dynamik des 
Marktes befördert nur in dem Maße die soziale Gerechtigkeit als 
Konstitutivum umfassender Solidarität, als vergleichbare Start-
chancen gegeben sind. Entwicklungshilfe bedeutet in diesem Zu-
sammenhang nichts anderes als einseitige Marktmachtbeziehun-
gen aufzubrechen und die Bedingungen eines auf Startgerechtig-
keit beruhenden Marktes vergleichbarer Partner je und je herzustel-
len. Zum anderen wäre es jedoch sicher falsch anzunehmen, die 
anstehenden globalen Probleme ließen sich über eine zu schaffen-
de einheitl iche Ordnungsinstanz auf Weltebene, durch eine Art 
zentraler Weltregierung lösen. Eine solche würde zwangsläufig 
dem planerischen Element den Vorzug geben und damit die Mög-
lichkeit gegensteuernder Freiheitsinstanzen zu überspielen dro-
hen. Sie wäre ethisch in der Tat nur vertretbar, wenn sie gleichsam 
alle Vernunft in sich zu versammeln vermöchte. Das aber ist nicht 
erreichbar. Sollen Konflikte konstruktiv ausgetragen werden, be-
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darf es einer offenen, auch in ihren Strukturen plural angelegten 
Weltgesellschaft. Von daher bleibt uns deshalb vorerst als ethisch 
einzig möglicher Weg, die bereits entwickelten Strukturen und die 
tatsächlich angewandten Entscheidungsmodelle krit isch vom So-
lidaritätsgedanken herzu begleiten. Hierzu ein Beispiel. Ein Über-
handnehmen von Wohlfahrtsforderungen im Sinne eines immer 
weiteren Ausbaus des sozialen Netzes — Dinge, die sich selbstver-
ständlich durch die Idee der sozialen Gerechtigkeit moralisch über-
höhen lassen — nimmt feindselige Züge an, sobald eine Situation 
der Knappheit entsteht und der universelle »Problemloser Wachs-
tum« weggefallen ist. »Dann beginnt der Verteilungskampf offen 
auszubrechen, und die positionale Ökonomie wird — inter- wie in-
tranational — unmäßige Energien verschlingen. Das ist dann die 
unglückliche Verbindung von egozentrischem Wohlfahrtsstaat und 
einer neomerkantil istischen internationalen Ordnung, an der die 
westl ichen Industrieländer (in anderer Form aber auch die Ost-
blockstaaten) heute kranken. Damit sind aber auch die Grundlagen 
für weitere monetäre Unruhen, für Inflation und Arbeitslosigkeit ge-
legt: ein regional und sektoral begrenztes Wachstum wird dort, wo 
es für kurze Zeit realisiert werden kann, auf Kosten einer globalen 
Entwicklung gehen, die schließlich doch nur auf großzügige Ent-
wicklungsprojekte und technologisch bedingte Faktorenverbesse-
rungen begründet sein kann.« 6 Bühl wendet sich m. E. mit Recht 
gerade unter dem Aspekt einer langfristigen Weltentwicklungsper-
spektive gegen Protektionismus bestimmter eigener Märkte — 
man denke etwa an den Agrarmarkt — und gegen merkantil isti-
sche nach außen, »die gerne als Aushil fsmaßnahmen und als vor-
übergehende zyklische Erscheinungen dargestellt werden«. 7 
Neoprotektionismus und Neomerkanti l ismus sind nach Bühl 
gänzlich ungeeignete Reaktionen auf Arbeitslosigkeit und Zah-
lungsungleichgewichte. Damit würde nicht nur die politische Ver-
f lechtung der OECD-Länder und die existentielle Abhängigkeit vor 
al lem der Bundesrepublik und Japans in sicherheitspolit ischer 
Hinsicht verkannt, entscheidender noch sei die Rohstoffarmut 
bzw. -abhängigkeit insbesondere der europäischen Länder und Ja-
pan und das Angewiesensein auf den wissenschaft l ichen und 
technologischen Transfer innerhalb der OECD und insbesondere 
von Seiten der Vereinigten Staaten. Gerade die hochindustrialisier-
ten Länder, die sich den Zugang zu den erforderlichen Rohstoffen 
und Energiequellen nicht sichern, geschweige denn erzwingen 
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können, hätten nur eine Chance »in ihrer schnellen Anpassungsfä-
higkeit und in der steten Verwandlung der industriellen Struktur, 
der Produktiverneuerung und der arbeitsmäßigen Höherqualifizie-
rung«. Die auf lange Sicht schädlichen Konsequenzen des Neo-
merkanti l ismus für diese Ländergruppen dürften sich bestenfalls 
durch regionale Wirtschaftsbündnisse und polit ische Unionen ab-
mildern lassen. Aber auch die Entwicklungsländer könnten auf ei-
ne dauerhafte Verbesserung ihrer Lage und auf einen Anschluß an 
die Industrieentwicklung nur hoffen, wenn die Kohäsion der »Nord-
länder« gesichert sei und diese wenigstens unter sich der »kollekti-
ven Wohlfahrtsfunktion« den Vorzug vor dem nur nationalen, allein 
nach innen blickenden Wohlfahrtsstaat geben. 8 
In alldem geht es jedoch darüber hinaus um eine Optimierung 
nicht nur je gegenläufiger intra- und internationaler Zielgrößen, 
sondern auch der konkurrierenden wirtschaft l ichen Ordnungsmo-
delle. Das läuft wiederum auf Konfl iktminimierung hinaus und er-
innert uns daran, daß sich keine ein für allemal st immige Lösung 
erreichen läßt, wie sie eine konfliktfreie Moral insinuieren möchte. 
Optimierung bedeutet aber zugleich mehr als bloßes Krisen-
management. Optimierung hat durchaus etwas mit vorausschau-
ender Planung zu tun. Es geht gerade nicht nur darum, Löcher zu 
stopfen. Solidarität heißt hier: lernbereites Vorausdenken im Rah-
men dessen, was möglich ist, Zukunft antizipieren und das als rele-
vant Erkannte in die Verantwortung hineinnehmen und in politi-
sches Handeln umsetzen. Dies alles aber geht nicht, und zwar 
auch nicht unter den Voraussetzungen eines opt imal guten Wil-
lens der Beteiligten ohne Kompromiß. 
Hierauf muß noch etwas näher eingegangen werden. Die Anstren-
gungen des Menschen gelten zu einem großen Teil der Überwin-
dung vorsittl icher Übel. Der Mensch ist einerseits mit der bleiben-
den Fähigkeit ausgestattet, gegebene Zustände zu transzendieren 
und Erreichtes zu überbieten. Dies zeigt sich nirgends deutl icher 
als gerade an der neuzeitlichen Kultur mit ihren ungeheuren An-
strengungen, die empirischen Bedingungen menschl ichen Gelin-
gens freizulegen. Der Mensch kann offenbar mehr, als er bisher 
schon erreicht hat. Andererseits ist diese Fähigkeit des Menschen, 
sich selbst zu überbieten, weder beliebig noch grenzenlos. Er 
bleibt in all seinem Ausgreifen der Endliche, eingebunden in das 
Potential einer Welt, das ihn in seiner Endlichkeit je und je neu be-
grenzt. Das unentrinnbare Fazit: Der Mensch kann zwar mehr, als 
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er bisher geleistet hat, er kann aber in Wahrheit zugleich weniger, 
als er zu seinem Gelingen braucht. Jeder medizinische, jeder tech-
nische, jeder wissenschaft l iche, jeder wirtschaft l iche Fortschritt 
schafft zugleich neue Probleme. Es gibt keinen Fortschritt, der 
nicht seinen Preis hat. Bekommt er das eine Übel in den Griff, ent-
stehen ihm dadurch zugleich andere. Das Wachstumsproblem ist 
hierfür ein eklatantes Beispiel. Der Antagonismus von Unbegrenzt-
heit und Begrenztheit, von Größe und Elend, von Komplexität und 
Entropie ist ein menschliches Dasein generell charakterisierender 
Sachverhalt, der sich bereits im vorsitt l ichen Bereich zeigt und der 
dann schließlich den Grund dafür abgibt, daß sich der Mensch 
dann auch ethisch in seinen eigenen Möglichkeiten immer wieder 
vergreift, sei es, daß er hinter ihnen zurückbleibt, oder sei es, daß er 
sie überschätzt, eben darin aber jetzt allemal seinen genuinen Sta-
tus als Geschöpf verkennend. Wir werden also hier nochmals eine 
aus den Endlichkeitsstrukturen des Menschen erwachsende Form 
des ethischen Kompromisses von einer aus spezifischen Verschul-
dungsdisposit ionen erwachsenden Form unterscheiden müssen. 9 
Gerade darin aber zeigt sich nun, daß die Unausweichlichkeit des 
ethischen Kompromisses nicht erst eine Folge menschlicher Sün-
de darstellt, sondern seiner t iefsten Wurzel nach im schöpfungs-
mäßig gegebenen Tatbestand der Kontingenz aller Dinge gründet. 
Der ethische Kompromiß erweist sich so als legitime Vollzugswei-
se des Willens Gottes. Nirgends deutlicher als hier zeigt sich der 
Realismus einer christl ich geleiteten Handlungsvernunft. Darin un-
terscheidet er sich von jedem Schwärmertum, das der Faszina-
tionskraft seiner eigenen Utopien zu erliegen droht und den Him-
mel auf die Erde zwingen möchte. Er unterscheidet sich ferner von 
jenem Defaitismus, der vor jeder Zukunft resignierend sich in im-
mer neuen Verfallstheorien gefällt und erschöpft. Er unterscheidet 
sich aber ebenso auch von jener technokratischen Hybris unange-
fochtener Fortschrittsgläubigkeit, die keinerlei letzte Erlösungsnot 
mehr kennt. Christlicher Umgang mit Welt und den ihr innewoh-
nenden Möglichkeiten bleibt demgegenüber von dem gelassenen 
Mut einer Verantwortungshaltung bestimmt, die, gerade weil sie 
sich letzte Vollendung nicht selbst zumuten muß, sich den Chan-
cen und Herausforderungen des kairos unverkürzt zu stellen wagt. 
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